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GMBH-EINPERSONENGRÜNDUNG IN BULGARIEN 
I. Einführung 
1. Rechtsquellen 
Die bulgarischen Handelsgesellschaften einschließlich der GmbH1 bzw. EGmbH sind 
im Handelsgesetz von 1991 geregelt.2 Die Vorschriften über die GmbH und die 
besonderen Bestimmungen über die Einpersonen-GmbH (EGmbH) sind im Kapitel 
XIII (Art 113 - 157 HG) zu finden. Folgende Bestimmungen des HG nehmen 
ausdrücklich auf die EGmbH Bezug: Art 113 (Gründung), Art 114 Abs 3 
(Errichtungsakt), Art 116 Abs 2 (Firma), Art 140 Abs 2 (Eintragung von Beschlüssen), 
Art 144 Abs 3 (Ernennung des Kontrolleurs), Art 147 (Geschäftsführung und 
Vertretung) und Art 157 (Auflösung). Die allgemeinen Vorschriften für die Kaufleute 
(Art 1 – 55 HG) und für die Handelsgesellschaften (Art 63 – 76 und Art 261 – 283) 
sind auf die GmbH bzw. EGmbH anzuwenden. 
 
2. Begriff und Geschichte 
Die EGmbH ist eine GmbH, deren Kapital bei der Gründung von einer Person 
übernommen und eingezahlt wird oder dessen Stammeinlagen nach der Gründung in 
einer Hand vereinigt werden. Der einzige Gesellschafter haftet für die Schulden der 
EGmbH nur mit dem übernommenen Kapital der Gesellschaft und nicht mit seinem 
Privatvermögen (Art 113 HG). Eine Person darf mehrere EGmbH gründen. Die 
EGmbH darf ihrerseits mehrere EGmbH errichten. Die GmbH einschließlich der 
EGmbH haben unbeschränkte Rechtsfähigkeit. Die EGmbH ist keine eigene 
Gesellschaftsform, sondern eine Art der GmbH.3 Sie ist eine Handelsgesellschaft (Art 
64 Abs 1 Z 3 HG ) und juristische Person (Art 63 Abs 3 HG). Sie ist Formkaufmann 
(Art 1 Abs 2 Z 1 HG) und eine Kapitalgesellschaft.  
                                        
1 Ausführlicher GmbH-Mustervertrag in Daskalov/Kalss, GmbH-Mustervertrag in Bulgarien, Wien 
(1993). 
2 StBl. 48/1991 in Kraft getreten am 1.7.1991. Deutsche Übersetzung in Brinner/Schimd/Westen, 
Wirtschaftsrecht der osteuropäischen Staaten (WOS), Baden-Baden, Loseblattsammlung. 
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Die GmbH in Bulgarien wurde zum ersten Mal durch das Gesetz über die GmbH vom 
4.5.19244 geregelt. Dieses Gesetz wurde auf der Grundlage des österreichischen 
GmbH-Gesetzes aus dem Jahr 1906 erarbeitet5. Das GmbH-Gesetz aus dem Jahr 
1924 kannte die Gründung der GmbH durch eine Person nicht. Es war auch nach der 
Errichtung nicht möglich, daß die Geschäftsanteile in einer Hand vereinigt werden. Im 
Jahr 1951 wurde das GmbH-Gesetz aufgehoben. Kurz vor der politischen Wende in 
Bulgarien wurden mit dem Erlaß Nr. 56 von 1989 über die Wirtschaftstätigkeit die 
sogenannten „Handelsfirmen“ eingeführt. Darunter fiel die „Firma mit beschränkter 
Haftung“. Die Gründung durch eine Person war nicht zulässig. Dem derzeit geltenden 
Handelsgesetz von 1991 (einschließlich GmbH-Recht) diente als Vorbild das 
deutsche HGB6. Auch andere westeuropäischen Gesetze sind bei der Ausarbeitung 
berücksichtigt worden7. Die Einpersonengründung einer GmbH war von Anfang an 
vorgesehen. 
 
3. Unterschiede zum österreichischen GmbH-Recht 
Trotz einiger Unterschiede ist die bulgarische GmbH von den gleichen Prinzipien wie 
die österreichische oder die deutsche GmbH geprägt. Folgende Abweichungen, 
welche für die EGmbH sinngemäß gelten, können hervorgehoben werden: 
· Die bulgarische GmbH ist im HG und nicht in einem GmbH-Gesetz geregelt; 
· Der GmbH, welche durch eine Person gegründet wird oder deren Stammeinlagen 
nach der Gründung in einer Hand vereinigt werden, muß den Firmenzusatz 
„Einpersonen-GmbH“ oder „EGmbH“ beigefügt werden; 
· Der Gesellschaftsvertrag bzw. der Errichtungsakt bedürfen nicht eines 
Notariatsaktes; die Schriftform genügt; 
· Die Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister bedarf keiner notariellen 
Beglaubigung der Unterschriften der Geschäftsführer;  
                                                                                                                          
3??????, ?????????? ????????? ?????????2 (1997) 111 (Tadzher, Kapitalhandelsgesellschaften); 
??????? ?? ?? ? -35/1993, V ?.?. 
4 Veröffentlicht in StBl. 88/1924. 
5 ???????, ???????????? ???? ?? ????????? ????????? ????? (1943) 305 (Kaczarov, Grundriß des 
bulgarischen Handelsrechts). 
6 Schrameyer, Handelsgesellschaften in Bulgarien, in Gralla / Sonnenberger, Handelsgesellschaften in 
Osteuropa (1993) 8. 
7 ?????????, ???????? I 22 (Gerdzikov Kommentar). 
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· Die Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister ist nicht verpflichtend von 
sämtlichen Geschäftsführern vorzunehmen; ein einzelvertretungsbefugter 
Geschäftsführer reicht aus; 
· Wenn der Gesellschaftsvertrag bzw. der Errichtungsakt nichts Abweichendes 
regelt, ist gesetzlich Einzelvertretungsbefugnis der Geschäftsführer angeordnet; 
· Juristische Personen können als Geschäftsführer bestellt werden; 
· Es bestehen keine Nachgründungsvorschriften8; 
· Es besteht keine Pflicht zur Rücklagenbildung; 
· Es besteht keine Pflicht zur Bestellung eines Aufsichtsorgans. Der fakultativ 
bestellte Aufsichtsorgan, vom Gesetz als Kontrolleur bezeichnet, hat bei 
Beschlüssen der Geschäftsführung keine gesetzlichen Zustimmungsrechte; 
· Die Stimmenzählung in der Generalversammlung ist gesetzlich nach dem 
gesamten Kapital angeordnet; der Gesellschaftsvertrag kann Abweichendes 
regeln; 
· Das Firmenwortlaut der Gesellschaft ist in einem besonderen 
Firmenwortlautregister zu reservieren; 
· Der Umlaufbeschluß bedarf immer der Zustimmung aller Gesellschafter zum 
Beschlußinhalt; 
· Die Übertragung eines Geschäftsanteils an einem Nichtgesellschafter bedarf 
eines zustimmenden Beschlusses der Generalversammlung mit einer Mehrheit 
von mehr als drei Viertel des Kapitals; 
· Die Kapitalerhöhung und die Kapitalherabsetzung bedürfen des einstimmigen 
Beschlusses (aller Gesellschafter) der Generalversammlung; 
· Das Mindestkapital beträgt 5000 Lewa; 
· Sacheinlagen sind immer von drei gerichtlich bestellten Sachverständigen zu 
bewerten; 
· Die Rechnungslegung ist im wesentlichen im Gesetz über die Buchführung 
geregelt; 
· Es gibt keine getrennten Handels - und Steuerbilanzen, obwohl für die 
Besteuerung die Gewinnermittlungsvorschriften des Körperschaftsteuergesetzes 
zu beachten sind; 
· Es gibt keine Mitbestimmung der Arbeitnehmer9; 
                                        
8 Nachgründungsvorschriften gibt es bei den Aktiengesellschaft (Art. 73b HG). 
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· M.E. kann der Anstellungsvertrag des Geschäftsführers nicht in Form eines 
Arbeitsvertrages geschlossen werden10; 
· Derzeit gibt es keine gesetzlichen Vorschriften über das kapitalersätzende 
Gesellschafterdarlehen; die Nachschüsse gehören nicht zum Kapital der GmbH; 
· Willensbildungsorgan der Einpersonen-GmbH ist nicht die Generalversammlung, 
sondern der gesetzlich so genannte „Einpersoneneigentümer des Kapitals“. 
 
II. Einpersonengründung einer GmbH 
1. Übersicht 
Die Einpersonengründung einer GmbH in Bulgarien unterscheidet sich von der 
Gründung einer Mehrpersonen-GmbH im wesentlichen durch folgende 
Besonderheiten: 1. Anstelle des Gesellschaftsvertrags wird ein Errichtungsakt 
unterfertigt; 2. In der Firma der Gesellschaft ist der Zusatz „Einpersonen-GmbH“ oder 
„EGmbH“ aufzunehmen; 3. Im Errichtungsakt ist das Willensbildungsorgan der 
Einpersonen-GmbH nicht als „Generalversammlung“, sondern als der gesetzlich so 
genannte „Einpersoneneigentümer des Kapitals“ (Einpersoneneigentümer) zu 
bezeichnen. 
 
Der Gründungsvorgang der EGmbH kann in drei Phasen geteilt werden: 
Vorbereitungs-, Gerichts- und Nachgerichtsphase.  
 
1.1.  Vorbereitungsphase 
Die Vorbereitungsphase, die nach der grundsätzlichen Entscheidung zur Gründung 
einer EGmbH in Bulgarien eingeleitet wird, umfaßt:  
 
1. Errichtung und Unterzeichnung des Errichtungsaktes; 
2. Reservierung des Firmenwortlauts; 
                                                                                                                          
9 Nur bei einer GmbH, bei der mehr als 50 Personen beschäftigt werden, hat ein Belegschaftsvertreter 
ein Teilnahme- und Anhörungsrecht in der Generalversammlung (Art. 136 Abs. 3 und Art. 137 Abs. 5 
HG).  
10 Vgl. Daskalov, Die Haftung der Geschäftsführer der Kapitalgesellschaften, Arbeitspapier des FOWI, 
Wirtschaftsuniversität Wien (in Vorbereitung). 
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3. Anschrift der Geschäftsführung 11; 
4. Bestellung von einem oder mehreren Geschäftsführern; 
5. Einzahlung des Kapitals; 
6. Notarielle Beglaubigung der Musterzeichnung des Geschäftsführers; 
7. Wettbewerbserklärung des Geschäftsführers; 
8. Legitimation des Gründers; 
9. Einzahlung der Gerichts- und Veröffentlichungsgebühren; 
10. Gerichtliche Bestellung von drei Sachverständigen und Bewertung der 
Sacheinlagen, wenn Einbringung von Sacheinlagen vorgesehen ist; 
11. Erstellung und Unterzeichnung des Antrags zur Eintragung in das 
Handelsregister.  
 
Wenn der Gründer der EGmbH eine juristische Person oder eine registrierte 
ausländische Gesellschaft ist, ist weiter notwendig: 
 
12. Beteiligungsbeschluß der Muttergesellschaft; 
13. Gesellschaftsvertrag der Muttergesellschaft 
 
1.2.  Gerichtsphase 
Die Gerichtsphase beginnt mit der Antragstellung zur Eintragung in das 
Handelsregister der EGmbH. Sie umfaßt:  
1. Stellung des Antrags zur Eintragung in das Handelsregister; 
2. Prüfung durch das Registergericht; Verbesserungsaufträge, wenn notwendig; 
3. Beschlußfassung des Registerrichters über die Eintragung oder Ablehnung; 
4. Eintragung der eintragungspflichtigen Umstände in das Handelsregister; 
5. Anfechtung des Ablehnungsbeschlusses; 
6. Ausfolgung des Eintragungsbeschlusses. 
 
Mit der Eintragung in das Handelsregister entsteht die EGmbH als juristische Person 
(Art 67 HG). Die Veröffentlichung der Eintragung im Staatsblatt ist deklarativ. 
 
                                        
11 Die Urkunde (zB Mietvertrag) wird nicht dem Handelsregister, sondern nach der gerichtlichen 
Eintragung der Steuerdirektion zwecks Eintragung der EGmbH in das Steuerregister vorgelegt (siehe 
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1.3.  Nachgerichtsphase 
Die Nachgerichtsphase beginnt nach dem Tag der Ausfolgung des 
Eintragungsbeschlusses und endet mit der Registrierung bei der Steuerdirektion, 
welche innerhalb von sieben Tagen vorzunehmen ist: 
 
1. Registrierung beim Nationalen Statistikinstitut; 
2. Registrierung beim Nationalen Sozialversicherungsinstitut; 
3. Anfertigung eines Firmenstempels; Schließung des Banksperrkontos und 
Eröffnung eines Firmengirokontos; 
4. Registrierung bei der Steuerdirektion. 
 
1.4. Haftung 
Die vom Gründer im Namen der in Gründung befindlichen Gesellschaft bis zum Tage 
der Eintragung vorgenommenen Handlungen erzeugen Rechte und Pflichte für die 
Person, die sie vorgenommen hat. Bei der Vornahme der Rechtsgeschäfte ist 
obligatorisch darauf hinzuweisen, daß sich die Gesellschaft in Gründung befindet. 
Die Rechte und Pflichten aus Rechtsgeschäfte, die vom Gründer oder von ihm 
ermächtigte Personen vor der Eintragung der Gesellschaft vorgenommen wurden, 
gehen von Rechts wegen auf die entstandene Gesellschaft über (Art. 69 HG).  
1.5.  Beglaubigungen und Übersetzungen  
Zwischen der Republik Österreich und der Republik Bulgarien besteht ein 
Abkommen über Rechtshilfe in Bürgerlichen Rechtssachen und über 
Urkundenwesen12. Nach Art. 25 genießen die Urkunden, die von den Gerichten oder 
Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
ausgestellt und mit der amtlichen Unterschrift sowie Stempel versehen sind, vor den 
Gerichten und Verwaltungsbehörden des anderen Vertragsstaates die Beweiskraft 
von öffentlichen Urkunden. Dies gilt auch für andere inländische Urkunden, denen 
im Ausstellungsstaat die Beweiskraft öffentlicher Urkunden zukommt. Die 
Beweiskraft öffentlicher Urkunden kommt auch der Beglaubigung der Unterschrift auf 
                                                                                                                          
4.4.). 
12 BStBl. 268/1969. 
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einer Privaturkunde zu, die von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde sowie 
von einem öffentlichen Notar der Privaturkunde beigesetzt worden ist. Die 
bezeichneten Urkunden sowie die bezeichneten Beglaubigungen einer Unterschrift 
bedürfen zum Gebrauch vor den Gerichten und den Verwaltungsbehörden des 
anderen Vertragsstaates keiner weiteren Beglaubigung. 
 
Nach Art. 5 ZPO ist die Gerichtssprache Bulgarisch. Urkunden, die in einer 
ausländischen Sprache dem bulgarischen Gericht vorgelegt werden, bedürfen der 
genauen Übersetzung (Art. 147 ZPO). Die Übersetzung ist von autorisierten 
Übersetzern vorzunehmen. Die Unterschrift des Übersetzers ist im Ausland von der 
Konsularabteilung der bulgarischen Botschaft und im Inland von der 
Konsularabteilung des Außenministeriums zu beglaubigen (legalisieren). 
 
2. Die Vorbereitungsphase 
2.1.  Errichtungsakt 
Die EGmbH kann von einer in- oder ausländischen geschäftsfähigen natürlichen 
oder juristischen Person gegründet werden (Art 65 Art 1 iVm Art 113 HG). 
Gesellschaften, die nicht juristische Personen sind, aber im Ausland registriert sind, 
z.B. die österreichischen OHG, KG, OEG und KEG, können auch Gründer sein (Art 5 
Abs 1 Z 2 AInvG). An die Stelle des Gesellschaftsvertrags der Mehrpersonen-GmbH 
tritt bei der EGmbH der Errichtungsakt (Art 114 Abs. 3 HG). Der Errichtungsakt ist 
eine einseitige Willenserklärung des Gründers, welche keiner Annahme bedarf13.  
 
2.1.1.  Überblick 
In der Fachliteratur wird angenommen, daß der Errichtungsakt alle notwendigen 
Elemente eines Gesellschaftsvertrages nach Art 115 HG haben muß14. Der 
obligatorische Inhalt eines Errichtungsaktes enthält: 
 
· Firma, Sitz und Anschrift der Gesellschaft; 
· Unternehmensgegenstand und Dauer; 
                                        
13?????????, ???????? ??. II, ?. 373 (Gerdzikov Kommentar). 
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· Name bzw. Firma des einzigen Gesellschafters; 
· Höhe des Kapitals;  
· Geschäftsführung und Art der Vertretung; 
· andere Rechte und Pflichten des einzigen Gesellschafters, sofern vorgesehen. 
 
2.1.2.  Firma 
Die allgemeinen Vorschriften über die Firma sind für alle Kaufleute in den Art 7 – 11 
HG zu finden. Die Firma ist der Name, unter welchem der Kaufmann sein Gewerbe 
ausübt und die Unterschrift leistet. Nach der speziellen Regelung des Art. 116 Abs. 2 
HG muß die Firma der EGmbH die Kennzeichnung “Einpersonen-GmbH“ oder 
„EGmbH“ (“????????? ???” oder “????”) enthalten. Darüber hinaus kann sie als 
Sach-, Personen- oder Mischfirma gestaltet werden, sowie einen frei gewählten 
Zusatz enthalten. Jede neue Firma muß sich von den bereits am gleichen Ort 
registrierten unterscheiden15. Zur Reservierung und Prüfung des Firmenwortlauts 
siehe 2.2. Die Firma muß der Wahrheit entsprechen, darf nicht irreführen und die 
öffentliche Ordnung und Moral nicht verletzen. Die Firma darf nur vom Kaufmann 
verwendet werden, der sie registrieren ließ. Bei Gebrauch einer fremden Firma kann 
der Betroffene die Beendigung des Gebrauchs und Schadenersatz verlangen. Die 
Firma ist zwingend in bulgarischer Sprache zu schreiben. Zusätzlich kann sie in einer 
ausländischen Sprache ausgeschrieben werden. 
 
2.1.3.  Sitz und Anschrift 
Der Sitz der Gesellschaft nach bulgarischem Recht ist der Ort, an dem sich die 
Geschäftsführung befindet (Art 12 Abs. 1 HG). Der Sitz muß in Bulgarien liegen. 
Nach ihm wird das zuständige Registergericht bestimmt (Art 491 ZPO). Darüber 
hinaus werden nach dem Sitz (des Beklagten) das zuständige Gericht im streitigen 
Verfahren (Art 81 ZPO) und das zuständige Steueramt bestimmt. Eine Sitzverlegung 
im Inland ist nach Art 14 HG möglich. Die Angabe des Sitzes im Errichtungsakt muß 
den Ort und die Gemeinde enthalten (z.B. Sofia, Gemeinde Triadicza). Die Anschrift 
der Gesellschaft ist die genaue Anschrift der Geschäftsführung (Art 12 Abs 2 HG). 
                                                                                                                          
14 ????????? / ??????????, ????????, ?. 31 (Bobatinov/Kalaidhziev, Kommentar). 
15 Art 3 der Verordnung Nr. 14 des Justizministeriums über die Führung der Eintragungsregister (StBl. 
62/1991 idF 27/1997). 
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Der Sitz und die Anschrift der Gesellschaft werden in das Handelsregister 
eingetragen (Art 119 Abs 2 HG). 
 
2.1.4.  Unternehmensgegenstand und Dauer 
Der Unternehmensgegenstand ist ein notwendiger Bestandteil des Errichtungsaktes 
(Art 115 Z 2 HG). Grundsätzlich wird er aus den regelmäßig auszuführenden 
Tätigkeiten der Gesellschaft gebildet, kann aber auch nur beabsichtigte Tätigkeiten 
enthalten. Die EGmbH hat umfassende Rechts- und Handlungsfähigkeit. 
Rechtsgeschäfte, die außerhalb des Unternehmensgegenstands geschlossen 
werden, sind wirksam. In der Form einer EGmbH können alle Tätigkeiten, 
ausgenommen Bank und Versicherung, ausgeübt werden (Art 64 Abs. 3 HG). Für die 
Eintragung der Tätigkeit als Investmentmakler sowie für andere gesetzlich bestimmte 
Tätigkeiten, für deren Ausübung eine staatliche Genehmigung verlangt wird, muß 
dem Registergericht die Genehmigung vorgelegt werden. Die Dauer der Gesellschaft 
kann bestimmt oder unbestimmt sein. 
 
2.1.5.  Name bzw. Firma des einzigen Gesellschafters 
Nach Art. 115 Z. 3 HG ist der Name bzw. die Firma des (einzigen) Gesellschafters 
(Einpersoneneigentümer) obligatorischer Inhalt des Errichtungsaktes. Der Name 
bzw. die Firma des Einpersoneneigentümers wird in das Handelsregister eingetragen 
(Art. 119 Abs. 2 HG). Über die Legitimation des Einpersoneneigentümers siehe 2.3. 
 
2.1.6.  Die Höhe des Kapitals 
Nach Art 117 Abs. 1 HG beträgt das Mindestkapital der EGmbH Lewa 5000.- (=DM 
5000.-). Vor der Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister der EGmbH 
müssen mindestens 70% des gezeichneten Kapitals eingezahlt werden. Wenn das 
Kapital nicht voll eingezahlt ist, müssen Fristen und Voraussetzungen für die 
Einzahlung im Errichtungsakt festgelegt werden. Die Frist für die Resteinzahlung 
kann nicht länger als zwei Jahre nach der Eintragung sein (Art. 115 Z. 4 HG). Das 
Kapital kann durch Bar- bzw. Sacheinlage aufgebracht werden. Das Kapital der 
EGmbH kann in Hinblick auf eine leichtere zukünftige Übertragung in Stammeinlagen 
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(Anteilen) zerlegt werden16. Mindestbetrag der Stammeinlage ist Lewa 10.- (Art 117 
Abs. 1 HG). Trotz der Aufteilung in Stammeinlagen hat der einzige Gesellschafter nur 
einen Geschäftsanteil17. Nur die Höhe des Kapitals ist im Handelsregister 
einzutragen (Art. 119 Abs. 2 HG). Über die Einzahlung des Kapitals siehe 2.8. 
 
2.1.7.  Geschäftsführung und Art der Vertretung 
Die Geschäftsführung und die Vertretung der EGmbH sind in einer eigenen Vorschrift 
Art 147 HG geregelt. Die Geschäftsführung und die Vertretung der EGmbH obliegt 
dem Einpersoneneigentümer bzw. einem oder mehreren von ihm bestellte 
Geschäftsführer (siehe 2.5.). Bei der Bestellung von mehreren Geschäftsführern muß 
die Art der Vertretung (Gesamt- oder Einzelvertretung) bestimmt werden. 
 
Der Einpersoneneigentümer entscheidet über die Fragen, welche in die 
Zuständigkeit der Generalversammlung der GmbH  fallen (Art. 147 Abs. 2 iVm Art. 
137 Abs. 1 HG). Die Beschlüsse des Einpersoneneigentümers sind in einem 
Protokoll niederzuschrieben.  
 
2.1.8.  Form des Errichtungsaktes 
Der Errichtungsakt ist schriftlich zu fassen (Art 114 Abs 1 HG) und bedarf keiner 
notariellen Beurkundung oder Beglaubigung der Unterschrift. Wenn der Gründer eine 
juristische Person ist, ist der Errichtungsakt von ihrem Vertretungsorgan zu 
unterschreiben und mit einem Stempel zu versehen. Der Gründer kann sich von 
einem Bevollmächtigten mit Einzelvollmacht mit notariell beglaubigter Unterschrift 
vertreten lassen (Art 114 Abs. 2 HG).  
 
2.2. Reservierung des Firmenwortlauts 
Der Firmenwortlaut muß im „Informationssystem für Prüfung und Reservierung von 
Namen der Wirtschaftssubjekte“, das derzeit von der staatlichen Informationsdienste 
AG betrieben wird, geprüft und reserviert werden. Die Reservierung gilt für die Dauer 
                                        
16 ?????????, ???????? ??. II, ?. 374 (Gerdzikov Kommentar). 
17 ?????????, ???????? ??. II, ?. 385 (Gerdzikov Kommentar). 
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von fünf Monaten. Die Bestätigung für die Reservierung, der so genannte 
„Mitteilungsbrief“, ist dem Registergericht vorzulegen. 
2.3. Legitimation des Gründers 
Bei der Gründung der EGmbH durch eine natürliche Person muß der Anmeldung 
eine Kopie des Passes beigelegt werden (Praxis des Stadtgerichts Sofia). Die 
Vorlage der Kopie des Passes könnte entfallen, wenn der Einpersoneneigentümer 
gleichzeitig Geschäftsführer der EGmbH wird. In diesem Fall werden sein Name und 
Geburtsdatum von der notariell beglaubigten Musterzeichnung entnommen. Falls die 
EGmbH von einer juristischen Person gegründet wird, muß sie einen 
Handelsregisterauszug vorlegen. 
 
2.4. Beteiligungsbeschluß der Muttergesellschaft 
Im Falle der Gründung der EGmbH durch eine juristische Person ist ein Beschluß 
über die Beteiligung der Muttergesellschaft mit Vermögenseinlagen in das Kapital der 
EGmbH notwendig18. Das zuständige Organ einer ausländischen Gesellschaft wird 
nach deren Personalstatut bestimmt. Zu diesem Zweck verlangen die 
Registergerichte eine aktuelle Ausfertigung der Satzung der Muttergesellschaft. In 
Bulgarien fällt nach Art 137 Abs. 1 Z 6 HG die Beteiligung an anderen Gesellschaften 
in die Zuständigkeit der Generalversammlung der GmbH. Wird ein GV-Beschuß der 
ausländischen GmbH vorgelegt, wird die Vorlage der Satzung idR nicht verlangt. 
 
2.5. Bestellung des Geschäftsführers 
Der / die Geschäftsführer kann / können im Errichtungsakt oder in einem besonderen 
Beschuß vom Einpersoneneigentümer bestellt werden. Die Geschäftsführer und die 
Vertretungsart (Einzel- oder Gesamtvertretung) werden ins Handelsregister 
eingetragen (Art 119 Abs. 2 HG). Über die Vorlage von Zustimmung und 
Musterzeichnung sowie Wettbewerbserklärung siehe 2.6. und 2.7. 
 
                                        
18????? ???? / ??????????, ????????, ?. 31 (Bobatinov/Kalaidziev Kommentar); ??????? ?? ?? ?  
? -14 / 6.4.1992 – V ?. ?. 
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Der Geschäftsführer kann ein ausländischer Staatsbürger sein. Ein Wohnsitz in 
Bulgarien ist für die Eintragung nicht notwendig. Die Erteilung einer 
Arbeitsgenehmigung wird für die Tätigkeit als Geschäftsführer nicht verlangt19, sehr 
wohl aber eine sog langfristige Aufenthaltsgenehmigung 20. Die Vorlage der 
Aufenthaltsgenehmigung ist aber keine Voraussetzung für die Eintragung in das 
Handelsregister. Staatsbürger der Europäischen Union können in Bulgarien visumfrei 
einreisen und sich 30 Tage je Einreise aufhalten21. 
 
Die Bestellung des Geschäftsführers ist von der Anstellung zu unterscheiden. Der 
Anstellungsvertrag regelt die Rechte und Pflichten zwischen dem Geschäftsführer 
und der Gesellschaft. Der Anstellungsvertrag ist von der Art eines Auftragsvertrages 
(Art 280 GOV) 22. In der Frage, ob die Anstellung in Form eines Arbeitsvertrages 
erfolgen kann, gehen die Meinungen in der Literatur auseinander23. 
 
2.6. Zustimmung und Musterzeichnung des Geschäftsführers 
Gemäß Art 141 Abs. 3 HG muß jeder Geschäftsführer dem Handelsregister eine 
notariell beglaubigte Zustimmung und Musterzeichnung vorlegen. Die Zustimmung 
beinhaltet die Erklärung, daß der Geschäftsführer mit seiner Bestellung 
einverstanden ist. Die notarielle Beglaubigung kann vor einem bulgarischen Notar 
oder vor einem bulgarischen Konsul im Ausland geleistet werden. Die Beglaubigung 
vor einem österreichischen Notar ist grundsätzlich zulässig, wegen der notwendigen 
Übersetzung und Beglaubigung der Übersetzung aber nicht zu empfehlen. 
 
2.7. Wettbewerbserklärung des Geschäftsführers 
Die Wettbewerbserklärung nach Art 142 HG beinhaltet ein Verbot der Ausübung 
bestimmter konkurrierender Tätigkeiten ohne die Zustimmung der Gesellschaft. M.E. 
                                        
19 Art 6 Abs 6 Z 6 Ministerratsverordnung über die Erteilung von Arbeitsgenehmigungen, StBl 4/1993 
idF 64/1997. 
20 Art. 24 Gesetz über den Aufenthalt der Ausländer (StBl 153/1998). Deutsche Übersetzung in 
Brinner/Schimd/Westen, Wirtschaftsrecht der osteuropäischen Staaten (WOS), Baden-Baden, 
Loseblattsammlung. 
21 Art. 4 iVm Anlage 1 Ministerratsverordnung Nr. 35 vom 25.02.1999 über die Visaerteilung durch die 
diplomatischen und die konsularischen Vertretungen der Republik Bulgarien, StBl. Nr. 20/1999. 
22 ?????????, ???????? ??. II, ?. 526 (Gerdzikov Kommentar). 
23 ?????????, ???????? ??. II, ?. 527 (Gerdzikov Kommentar). 
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ist die Vorlage dieser Erklärung überflüssig, weil sich die Pflicht aus dem Gesetz 
ergibt. Trotzdem wird sie derzeit regelmäßig verlangt. 
 
2.8. Einzahlung des Kapitals 
Das Kapital (siehe 2.1.6) der Gesellschaft kann durch Bar- oder Sacheinlage 
eingezahlt bzw. eingebracht werden. Die Einzahlung der Bareinlage wird mit einer 
Bankbestätigung nachgewiesen. Die Einzahlung erfolgt namens der in Gründung 
befindlichen EGmbH auf ein ausschließlich zum Zwecke der Kapitalaufbringung 
eingerichtetes Sperrkonto (keine Zinsen) einer inländischen Bank. Das Kapital kann 
auch in ausländischer Währung eingezahlt werden. Die Bankbestätigung muß 
unbedingt auf den Gleichwert in Lewa lauten. Im Errichtungsakt sollte der 
Umrechnungskurs und -stichtag angegeben werden. Das Sperrkonto kann durch die 
Vorlage des gerichtlichen Eintragungsbeschlusses aufgelöst werden. Grundsätzlich 
richtet man gleich ein Firmengirokonto ein. 
 
Das Kapital kann zur Gänze oder teilweise durch Sacheinlagen aufgebracht werden. 
In diesem Fall muß der Errichtungsakt den Namen des Einlegenden, eine 
vollständige Beschreibung der Sacheinlage, deren Bewertung in Geld sowie die 
Grundlage für seine Rechte enthalten. Die Sacheinlage wird von drei 
Sachverständigen bewertet, die auf Antrag vom Gericht ernannt werden. Eine 
EGmbH wird sehr selten mit Sacheinlagen gegründet, einerseits wegen des 
niedrigen Mindestkapitals, welches die Bargründung wesentlich erleichtert, 
andererseits wegen des relativ langwierigen Verfahrens (Art 72 und 73 HG).24 Der 
einfache Weg wäre zuerst Bargründung und nachträglich Kapitalerhöhung mit 
Sacheinlagen. 
 
2.9. Gerichts- und Veröffentlichungsgebühren 
Die Gerichtsgebühren sind in Tarife Nr. 1 (Ministerratsverordnung Nr. 167/1992 idF 
95/1998) geregelt. Die Einzahlung erfolgt in der Staatlichen Sparkasse mit zwei 
getrennten Einzahlungsbelegen. Empfehlenswert ist es gleich mit der 
Gerichtseintragungsgebühr die Gerichtsgebühr für eine Abschrift der 
                                        
24 Mehr über die Sacheinlagen in Daskalov / Kalss, GmbH-Mustervertrag Bulgarien (1993) 132. 
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Eintragungsentscheidung einzuzahlen. Die Ausfertigung einer Abschrift sollte noch in 
der Anmeldung beantragt werden. Gemäß Art 119 Abs. 2 HG müssen bestimmte 
Angaben über die eingetragene Gesellschaft im Staatsblatt veröffentlicht werden. Die 
Veröffentlichungsgebühr ist in einer Verfügung des Parlamentspräsidenten 
(Gesetzblatt Nr. 107/1997) bestimmt.  
 
3. Die Gerichtsphase 
3.1. Gerichtszuständigkeit 
Nach Art 3 Abs. 1 HG sind für die Führung der Handelsregister die Kreisgerichte 
(entsprechen den österreichischen Landesgerichten) zuständig. In Sofia ist das 
Stadtgericht Sofia zuständig. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich nach dem Sitz der 
einzutragenden juristischen Person (491 ZPO). Das Verfahren wird von einem 
Einzelrichter geführt (105 ZPO). Es handelt sich um ein Außerstreitverfahren. Die 
Entscheidung wird in nichtöffentlicher Sitzung getroffen. 
 
3.2. Anmeldung zur Eintragung 
Die Registeranmeldung der EGmbH wird durch das Geschäftsführungsorgan 
vorgenommen (Art 67 HG). Die Anmeldung muß schriftlich gefaßt sein, braucht aber 
keine Beglaubigung der Unterschrift (Art 494 ZPO). Gemäß Art 4 Abs. 3 HG ist sie 
innerhalb von 7 Tagen nach der Unterzeichnung des Errichtungsaktes einzureichen. 
Die Anmeldung hat zu enthalten (Art 495 ZPO iVm Art 119 Abs. 2 HG): 
 
· Namen und Anschrift der Person, die den Antrag gestellt hat; 
· den Umstand, dessen Eintragung beantragt wird (Eintragung einer EGmbH): 
· Firma, Sitz und Anschrift der Geschäftsführung der Gesellschaft; 
· Unternehmensgegenstand und Dauer; 
· Geschäftsführung und Art der Vertretung; 
· Name bzw. Firma des Alleingesellschafters; 




3.3. Gerichtsprüfung und Eintragung 
Das Registergericht prüft die Vollständigkeit und die Gesetzmäßigkeit der Anmeldung 
samt den beigeschlossenen Urkunden. Es handelt sich um ein ausserstreitiges 
Verfahren. Sollte ein Mangel festgestellt werden, ergeht eine gerichtliche Verfügung, 
welche den Mangel benennt und eine Frist zur Verbesserung bestimmt. Die 
Verfügung wird gleich auf die Anmeldung geschrieben.  Das Eintragungsverfahren 
bleibt, wie man intern sagt, „ohne Bewegung“. Deswegen muß man sich regelmäßig 
über den Fortschritt des Verfahrens am Gericht erkundigen. Eine ablehnende 
Gerichtsentscheidung kann vor dem Appellationsgericht angefochten werden. Die 
Gerichtsentscheidung 25 über die Eintragung ist sofort zu vollziehen (Art 497 ZPO). 
Die Entscheidung enthält die Umstände, die der Eintragung unterliegen (491 ZPO). 
Die Eintragung der EGmbH ist vom Gericht im Gesetzblatt zu veröffentlichen. 
 
3.4. Unwirksamkeit der gegründeten Gesellschaft 
Nach Art. 70 HG kann die Gründung der Gesellschaft gerichtlich für unwirksam 
erklärt werden, wenn einer der sieben im Gesetz taxativ (zB Eintragung von einem 
unzuständigen Gericht) aufgezählten Gründe zutrifft. Vor der Erklärung der 
Unwirksamkeit räumt das Gericht eine Frist zur Behebung des Mangels ein. Die 




Am Tag der Ausfolgung der Eintragungsentscheidung beginnt eine siebentägige Frist 
für die Eintragung der EGmbH ins Steuerregister zu laufen. Bei Fristverletzung 
drohen Geldstrafen. Vor der Einreichung des Antrags bei der Steuerbehörde sind 
eine Reihe von Schritten zu setzen. 
 
                                        
25 Die Eintragungsentscheidungen haben eine fort laufende Nummer, welche mit 1 beginnt. Der 
aktuelle Stand im Register wird durch den Handelsregisterauszug (wörtlich Bestätigung der aktuellen 
Lage) geprüft. 
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4.1. Registrierung beim Statistikinstitut 
Beim Nationalstatistikinstitut wird ein BULSTAD-Register geführt. Jede Gesellschaft 
bekommt eine BULSTAD-Nummer, welche sie eindeutig identifiziert. Die BULSTAD-
Nummer ist obligatorischer Inhalt einer Faktura oder einer Zollerklärung. Für die 
Registrierung wird vorläufig eine Bestätigung ausgegeben, später eine BULSTAD-
Karte. 
 
4.2. Registrierung beim Sozialversicherungsinstitut 
Die EGmbH ist beim Nationalen Versicherungsinstitut als Arbeitgeber einzutragen. 
Für die Registrierung wird eine Bestätigung ausgegeben, welche bei der steuerlichen 
Eintragung vorzulegen ist. 
 
4.3. Firmenstempel und Eröffnung eines Girokontos 
Nach der Eintragung der EGmbH ins Handelsregister ist ein Stempel zu bestellen. Zu 
diesem Zweck gibt es autorisierte Firmen. Für die Ausfertigung des Stempels muß 
das Original der Eintragungsentscheidung zur Abschrift des genauen 
Firmenwortlauts vorgelegt werden. Der Firmenstempel ist für die Eröffnung des 
Girokontos notwendig. Unter Vorlage der Eintragungsentscheidung bei der Bank ist 
das Sperrkonto, auf welches das Kapital eingezahlt wurde, aufzulösen. 
Normalerweise richtet man gleich in der selben Bank ein Girokonto ein und das 
Kapital wird dort eingezahlt. 
 
4.4. Registrierung bei der Steuerdirektion 
Innerhalb von sieben Tagen nach der Ausfolgung der Abschrift der 
Eintragungsentscheidung (das Datum der Ausfolgung wird dort vermerkt) ist die 
Eintragung der EGmbH in das Steuerregister vorzunehmen. Die Geldstrafen für die 
Fristverletzung liegen zwischen BGL 50.- und 500.- (Art 252 StPK). Zuständig ist die 
Territoriale Steuerdirektion (eventuell die Untergliederung: Steueramt) nach dem Sitz 
der Gesellschaft, genauer nach der Anschrift der Geschäftsführung (Art 29 Abs. 3 
StPK). Die Eintragung erfolgt aufgrund eines Musterantrags (Anordnung Nr. 1 des 
Direktors der Hauptsteuerdirektion, StBl. 6/2000). Dem Antrag sind beizulegen: die 
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beglaubigte Abschrift der Eintragungsentscheidung und die 
Registrierungsbestätigung des Nationalstatistikinstituts mit der BULSTAD-Nummer 
(jeweils Original und Kopie). Obwohl in der Anordnung Nr. 1 nicht vorgesehen, wird 
derzeit auch die Vorlage eines Mietvertrags oder eine Zustimmungserklärung des 
Eigentümers für die Nutzung der Räumlichkeit, die als Anschrift der 
Geschäftsführung im Errichtungsakt angegeben und im Handelsregister eingetragen 
ist, verlangt. Der Antrag ist vom Geschäftsführer persönlich oder von einer Person 
mit notariell beglaubigter Vollmacht (Mustervollmacht ist in der Anordnung Nr. 1 zu 
finden) einzubringen. Bei der Einreichung des Antrags bekommt man vorläufig eine 
beglaubigte Ausfertigung desselben, in der die Steuernummer und die BULSTAD-
Nummer eingetragen sind. Die eigentliche Bestätigung über die Steuerregistrierung 
ist innerhalb von sieben Tagen auszustellen und von den zur Antragstellung 
berechtigten Personen abzuholen. Im StPK ist die Angleichung der Steuernummer 








über die Gründung einer Einpersonengesellschaft mit beschränkter Haftung 
 
in der meist verwendeten Kurzform 
 
Heute, den ... in ... ,  
 
Variante 1:  
Herr/Frau ..., geboren am26 ..., wohnhaft ..., Reisepaß Nr. ..., ausgestellt am ..., von 
..., (eventuell) vertreten durch Herrn/Frau ..., Vollmacht ...27, im Folgenden 
>Gründer< genannt, 
 
Variante 2:  
die Fa.28 ..., mit Sitz in ..., Geschäftsanschrift ..., eingetragen im Handelsregister ..., 
vertreten durch Herrn/Frau..., in seiner/ihrer Eigenschaft als selbständig 
vertretungsbefugter Geschäftsführer 29, im Folgenden >Gründer< genannt 
                                        
26 Laut Art 65 Art 1 HG müssen die in- und ausländischen natürlichen Personen, die als Gründer 
agieren, geschäftsfähig sein. Die Geschäftsfähigkeit beurteilt sich nach dem jeweiligen Personalstatut. 
Bei inländischen Personen muß die Einheitliche Personenleitzahl (EPZ) angeführt werden. Bei 
ausländischen Personen genügt das Geburtsdatum. 
27 Nach Art 114 Abs 2 HG kann sich ein Gesellschafter vertreten lassen. Dazu ist eine ausdrückliche 
und notariell beglaubigte Vollmacht notwendig. Nach Art 25 und 26 des Rechtshilfeabkommens 
zwischen Österreich und Bulgarien (StBl. 286/1969) ist die Beglaubigung von einem österreichischen 
Gericht oder Notar in Bulgarien gültig. Die Vollmacht muß aber in diesem Fall in beglaubigter 
Übersetzung (bulgarische Botschaft in Österreich oder das Außenministerium in Bulgarien) vorgelegt 
werden. 
28 Die Bezeichnung >Fa.< wird hier als Oberbegriff für die verschiedenen Gesellschaftsformen 
verwendet. Gründer der Einpersonengesellschaft können in- und ausländische juristische Personen 
sein (Art 65 Abs 1 HG). Gesellschaften, die keine juristischen Personen sind und im Ausland registriert 
sind (in Österreich: OHG, KG, OEG und KEG), können auch Gründer der Einpersonengesellschaft 
sein, weil sie nach Art 5 Abs 1 Z 2 AuslInvG im Begriff der >ausländischen Person< enthalten sind. 
29 Die Organstellung und die Vertretungsbefugnis werden vom Registergericht nach dem übersetzten 
und beglaubigten Handelsregisterauszug geprüft.  
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gründet mit diesem Errichtungsakt eine Einpersonengesellschaft mit beschränkter 





(1) Die Firma30 der Gesellschaft lautet >..........................................................? ? ? ? <. 





Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Dauer31 gegründet. 
 
SITZ UND ANSCHRIFT 
ART 3 
 
(1) Sitz32 der Gesellschaft ist ....................................................... (Ort und Gemeinde). 




(1) Gegenstand 34 des Unternehmens ist ....................................................................... 
                                        
30 Gemäß Art 7 kann die Firma eine Sach-, Personen- oder Mischfirma sein sowie einen frei 
gewählten Zusatz enthalten. Zwingend muß sie auf Bulgarisch und zusätzlich kann sie in einer 
ausländischen Sprache ausgeschrieben sein. Nach Art 116 Abs 2 HG muß die Firma die Bezeichnung 
>Einpersonen-GmbH< (>? ? ? ?<) enthalten. Der Firmenwortlaut muß im >Informationssystem zur 
Prüfung und Reservierung von Namen der Wirtschaftssubjekte< reserviert und die Bestätigung 
darüber dem Handelsregister vorgelegt werden. 
31 Die Dauer der Gesellschaft ist ein zwingender Bestandteil des Errichtungsaktes (Art 115 Z 2 HG). 
32 Der Sitz der Gesellschaft ist ein zwingender Bestandteil des Errichtungsaktes (Art 115 Z 1 HG). Er 
muß sich in Bulgarien befinden. Eine Sitzverlegung innerhalb Bulgariens ist nach Art 14 HG zulässig. 
Nach dem Sitz wird das zuständige Registergericht (das jeweilige Landesgericht) bestimmt (Art 491 
ZPO). 
33 Der Sitz der Gesellschaft ist der Ort (Sofia, Gemeinde Triadica) an dem sich die Geschäftsleitung 
der Tätigkeit befindet. Die Anschrift der Gesellschaft ist die genaue Anschrift (Sofia, Gemeinde 
Triadicza, Straße, Haus- und Türnummer) der Geschäftsleitung. Innerhalb des Ortes (Sofia) kann die 
Anschrift geändert werden, ohne daß es zu einer Sitzverlegung oder zu einer Änderung des 
zuständigen Registergerichtes kommt. Zu beachten ist, daß die Änderung der Anschrift u.U. eine 
Änderung des zuständigen Steueramtes zur Folge haben könnte. 
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(1) Das Kapital35 der Gesellschaft beträgt Lewa 36 ............................ und besteht aus 
........................ Stammeinlagen37 je Lewa .................................................................... 








Die Gesellschaft wird vom Einpersoneneigentümer Herr / Frau .................. persönlich 
geführt und vertreten.40 
                                                                                                                          
34 Der Unternehmensgegenstand ist ein zwingender Bestandteil des Errichtungsaktes (Art 115 Z 2 
HG). Er sollte in kurzer Form die Tätigkeiten der Gesellschaft wiedergeben. Die Einpersonen-GmbH 
hat umfassende Rechts- und Handlungsfähigkeit. Rechtsgeschäfte, die außerhalb des 
Unternehmensgegenstands geschlossen werden, sind wirksam. Aus praktischen Gründen könnte eine 
detaillierte Angabe dann empfehlenswert sein, wenn z.B. die Anerkennung bestimmter Aufwendungen 
als Betriebsausgaben durch die Steuerbehörde davon abhängt. Grundsätzlich können in der Form 
einer Einpersonen-GmbH alle Tätigkeiten, ausgenommen Bank- und Versicherungstätigkeiten (Art 64 
Abs 3 HG), ausgeübt werden. Bei Ausübung von konzessionspflichtigen Tätigkeiten (Gesetz über die 
Konzessionen, StBl. 92/1995 idF 67/1999), wie z.B. Eisenbahnbeförderung, Erzeugung von Waffen 
etc., muß die Erteilung einer Konzession beantragt werden. 
35 Das Kapital ist ein obligatorischer Bestandteil des Errichtungsaktes (Art 115 Z 4 HG). Nach Art 117 
Abs 1 HG beträgt das Mindestkapital Lewa 5.000.-. Mindestens 70 % des angegebenen Kapitals 
müssen vor der Anmeldung zur Eintragung ins Handelsregister eingezahlt sein. Sollte das Kapital 
nicht zur Gänze eingezahlt werden, sind die Fristen und die Voraussetzungen für die restliche 
Einzahlung im Errichtungsakt zu bestimmen (Art 115 Z 4  HG). 
36 Die Einzahlung und Beibehaltung des Kapitals in ausländischer Währung ist möglich. Die 
Bankbestätigung muß unbedingt auf den Gleichwert in Lewa lauten. 
37 Die Aufteilung des Kapitals (Stammkapital) der Einpersonen-GmbH in Anteilen (Stammeinlagen) 
wird in der Praxis und in der Literatur als zulässig angesehen. Dazu ?????????, ???????? II, 374.  
Manche Registerrichter verlangen die Aufteilung des Kapitals in Anteile. Der Mindestbetrag des 
Kapitalanteils ist Lewa 10.- (Art 117 Abs 1 HG). 
38 Statt oder neben der Bareinlage können Sacheinlagen eingebracht werden (Art 72 ff HG). 
39 Die Geschäftsführung und die Art der Vertretung sind obligatorische Bestandteile des 
Errichtungsaktes (Art 115 Z 6 HG). Für die Geschäftsführung und Vertretung der Einpersonen-GmbH 
gibt es eine eigene Vorschrift Art 147 HG. Diese kurze Vorschrift hat in der Literatur zu 
unterschiedlichen Meinungen in der Frage geführt, ob die Einpersonen-GmbH die gleiche 
Organstruktur braucht wie die Mehrpersonen-GmbH. Wenn Geschäftsführer bestellt werden, läßt die 




(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Die Geschäftsführer 
führen die Gesellschaft nach dem Gesetz und die Beschlüsse des 
Einpersoneneigentümers. 
(2) Die Gesellschaft wird von jedem der Geschäftsführer selbständig vertreten.41 
(3) Als erste Geschäftsführer42 der Gesellschaft werden bestellt: 
1. Herr X, geboren am ..., österreichischer Reisepaß Nr. ..., ausgestellt am ..., von ..., 
wohnhaft... und 
2. Frau Y, EPZ ..., bulgarischer Personalausweis Nr. ..., ausgestellt am ..., von ..., 
wohnhaft ... 




(1) Einpersoneneigentümer der Gesellschaft ist ............................... (Name / Firma). 
(2) Folgende Beschlüsse werden vom Einpersoneneigentümer gefaßt43: 
 
1. Änderung und Ergänzung des Errichtungsakts; 
2. Aufnahme von neuen Gesellschaftern; 
3. Genehmigung des Jahresabschlusses, sowie Gewinnverteilung und -auszahlung  
4. Kapitalerhöhung und Kapitalherabsetzung; 
                                                                                                                          
Organe der Einpersonen-GmbH sind: 1. der Einpersoneneigentümer (nicht Generalversammlung!) 
und 2. der Geschäftsführer (die Geschäftsführer).  
40 Nach Art 147 Abs 1 führt und vertritt der Einpersoneneigentümer die Einpersonen-GmbH persönlich 
oder über von ihm bestimmte Geschäftsführer. Wenn der Einpersoneneigentümer eine juristische 
Person ist, führt und vertritt deren Leiter oder eine von ihm bestimmte Person die Einpersonen-GmbH. 
41 Wenn mehrere Geschäftsführer bestellt sind, kann nach Art 141 Abs 2 HG jeder selbständig die 
Gesellschaft vertreten (Einzelvertretung). Diese Regelung ist dispositiv. Die Art der Vertretung darf im 
Errichtungsakt anders (z.B. Gesamtvertretung) gestaltet werden. Die Vertretungsmacht kann nach 
außen hin nicht beschränkt werden. Dazu ????? ????/??????????, ???????? ?? ????????? ????? 
(1998) 87. 
42 Die Bestellung eines bulgarischen Staatsbürgers als Geschäftsführer der Gesellschaft ist nicht 
notwendig. Alle Geschäftsführer können ausländische Staatsbürger sein. Wohnsitz im Inland oder 
eine Aufenthaltsgenehmigung sind keine Voraussetzungen für die Eintragung der Geschäftsführer ins 
Handelsregister. Eine Aufenthaltsgenehmigung (keine Arbeitserlaubnis) ist nachträglich für die 
Ausübung der Geschäftsführertätigkeit notwendig (Gesetz über die Ausländer in der Republik 
Bulgarien StBl. 153/1998).  
43 Art 147 Abs 2 HG bestimmt, daß die Fragen aus dem Zuständigkeitsbereich der 
Generalversammlung vom Einpersoneneigentümer entschieden werden. Die Aufzählung der 
Gegenstände ist eine Wiederholung des Art 137 HG. Es können weitere Fragen in die Zuständigkeit 
des Einpersoneneigentümers aufgenommen werden. 
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5. Bestellung und Abberufung des Geschäftsführers, Festlegung seiner Vergütung 
und Entlastung; 
6. Eröffnung und Schließung von Zweigniederlassungen und die Beteiligungen an 
anderen Gesellschaften; 
7. Erwerb und Veräußerung von Immobilien und dinglichen Rechten an ihnen; 
8. Erhebung von Klagen gegen den Geschäftsführer und Ernennung von 
Prozeßvertretern; 
9. Nachschüsse; 
10. Andere Fragen, welche durch Gesetz oder Errichtungsakt bestimmt werden. 
 
ART 8 




Die Kosten für die Errichtung und Eintragung der Gesellschaft ins Handelsregister 





Für alle Fragen, die durch diesen Errichtungsakt nicht geregelt sind, gilt bulgarisches 
Recht.47 
 
Der vorliegende Errichtungsakt besteht aus ... Seiten und ... Anlagen. Er wurde in 
drei Ausfertigungen in Bulgarisch und zwei Ausfertigungen in Deutsch unterzeichnet. 
Eine bulgarische Ausfertigung ist für das Handelsregister und je eine in Bulgarisch 
                                        
44 Die Geschäftsführer und ein Personalvertreter, wenn die Gesellschaft mehr als 50 Personen 
beschäftigt, haben ein Anhörungsrecht (Art 136 Abs 2 und 3 HG).  
45 Die Beschlüsse werden in das Protokollbuch aufgenommen (Art 143 Abs 1 HG).  
46 Die Gründungskosten können u.U. einen wesentlichen Teil des Kapitals ausmachen. Deswegen ist 
es empfehlenswert eine maximale Höhe zu bestimmen. Nach Art 118 Art 2 hat der Gründer keinen 
Anspruch auf Vergütung aus dem Kapital für die Gründung der Gesellschaft. 
47 Für nicht geregelte Fragen gelten sinngemäß die Bestimmungen des bulgarischen Handelsgesetzes 
über die GmbH (Art 113 – 157) sowie über die Handelsgesellschaften (Art 1- 55, 63 – 75, 261 – 283). 
Das anzuwendende Recht wird zwingend nach Art 282 Abs 1 HG bestimmt. 
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und Deutsch für die Gesellschaft und für den Einpersoneneigentümer bestimmt. 
Vorrang hat die bulgarische Fassung. 
 
 






                                        
48 Der Errichtungsakt muß schriftlich errichtet werden. Notarielle Beglaubigung der Unterschrift des 
Gründers ist nicht notwendig (Art 114 Abs 1 HG). Der Gründer kann sich von einem Bevollmächtigten 
vertreten lassen. Die Vollmacht muß notariell beglaubigt sein (Art 114 Abs 2 HG). 
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2. Anmeldung zur Eintragung 









von Herrn/Frau ..., geboren am / EPZ50..., wohnhaft ..., Reisepaß / Personalausweis51 
Nr. ..., ausgestellt am ..., von ..., in seiner/ihrer Eigenschaft als ............ 
(Geschäftsführer / Einpersoneneigentümer) der >>................EGmbH<<, mit Sitz und 
Anschrift ............., (eventuell) vertreten durch Herrn/Frau .............., Rechtsanwalt 
beim Rechtsanwaltskollegium Sofia, Dienstanschrift ........................ 
 
Mit Errichtungsakt vom ........... wurde die >.......................EGmbH< im Folgenden 
>Gesellschaft< errichtet. Aufgrund des Art 119 iVm Art 3 HG möge das Gericht 
folgende Eintragung ins Handelsregister vornehmen: 
 
1. Firma 
Die Firma lautet: >............................................................................................ E? ? ? <. 
Die Firma lautet auf Deutsch: > ..................................................................... EGmbH<  
 
2. Sitz und Anschrift 
Der Sitz der Gesellschaft ist: ...(Ort), ...(Gemeinde) und die Anschrift der 
Geschäftsleitung ist: ...(Straße), ... (Hausnummer), ...(Türnummer). 
                                        
49 Nach Art 491 ZPO ist für die Eintragung ins Handelsregister das Landesgericht (in Sofia das 
Stadtgericht Sofia) zuständig, in dessen Sprengel sich der Sitz der Gesellschaft befindet. 
50 Falls der Geschäftsführer bulgarischer Staatsbürger ist, muß die Einheitliche Personenleitzahl (EPZ) 
angegeben werden (Verordnung Nr. 14 des Justizministeriums, StBl. 62/1991 idF 27/1997). Bei 
ausländischen Staatsbürgerngenügt das Geburtsdatum. 
51 Bulgarische Staatsbürger geben die Nummer des Personalausweises, die ausländischen 




Der Unternehmensgegenstand ist ................................................................................ 
 
4. Dauer 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Dauer gegründet. 
 
5. Kapital 
Das Kapital der Gesellschaft beträgt Lewa ................. und besteht aus ......... 
Stammeinlagen je .................. Lewa. Das Kapital wird von Herrn/Frau/Fa. 
.............................. (Gründer) zur Gänze übernommen und zur Gänze bar eingezahlt. 
 
6. Einpersoneneigentümer 
Einpersoneneigentümer ist Herr/Frau/Fa. ... (Name) ... (Geburtsdatum) ... 
(Wohnadresse) ... / ... (Firma) ... (Sitz) ... (Firmennummer) ... (Geschäftsanschrift). 
 
7. Geschäftsführung und Art der Vertretung 52 
Variante 1: 
Die Gesellschaft wird vom Einpersoneneigentümer Herrn/Frau ............... persönlich 
geführt und vertreten. 
 
Variante 2: 
 Als Geschäftsführer53 der Gesellschaft werden bestellt: 
1. Herr X, geboren am ..., österreichischer Reisepaß Nr. ..., ausgestellt am ..., von ..., 
wohnhaft... und 
2. Frau Y, EPZ ..., bulgarischer Personalausweis Nr. ..., ausgestellt am ..., von ..., 
wohnhaft ... 
Die Gesellschaft wird von Herrn X und Frau Y selbständig vertreten. 
 
                                        
52 Die Geschäftsführer bzw. der Einpersoneneigentümer müssen dem Registergericht eine notariell 
beglaubigte Musterzeichnung vorlegen (Art 141 Abs 3 HG). 
53 Die Bestellung eines bulgarischen Staatsbürgers als Geschäftsführer der Gesellschaft ist nicht 
notwendig. Alle Geschäftsführer können ausländische Staatsbürger sein. Wohnsitz im Inland oder 
eine Aufenthaltsgenehmigung sind keine Voraussetzungen für die Eintragung der Geschäftsführer ins 




Variante 1 (Gründung durch eine natürliche Person): 
 
Errichtungsakt 
Notariell beglaubigte Zustimmung und Musterzeichnung des Geschäftsführers bzw. 
des Einpersoneneigentümers; 
Bankbestätigung über die Einzahlung des Kapitals; 
Bestätigung über die Reservierung des Firmenwortlauts; 
Kopie des Reisepasses des Gründers in autorisierter Übersetzung 
Belege über Einzahlung der Gebühren; 
Rechtsanwaltsvollmacht, falls ein Rechtsanwalt einschreitet. 
 
Variante 2 (Gründung durch eine juristische Person) zusätzlich: 
 
Beteiligungsbeschluß der Muttergesellschaft;54 
Gesellschaftsvertrag des Gründers; 




(Geschäftsführungsorgan der EGmbH) 
                                                                                                                          
der Geschäftsführertätigkeit notwendig (Gesetz über die Ausländer in der Republik Bulgarien StBl. 
153/1998).  
54 Wenn der Gründer eine (ausländische) juristische Person ist, verlangen die bulgarischen 
Registergerichte neben dem Errichtungsakt einen Beteiligungsbeschluß der juristischen Person. 
Welches Organ (Geschäftsführungs -, Aufsichtsorgan oder Gesellschafterversammlung) der 
Muttergesellschaft für die Beschlußfassung zuständig ist und ob es Zustimmungserfordernisse (der 
entsprechende Beschluß ist auch vorzulegen) gibt, wird grundsätzlich durch die Vorlage der Satzung 
(Gesellschaftsvertrag) geprüft.  
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Der Unterzeichnende ..., EZP55 / geb. am …, Personalausweis56 / Reisepass …, 
ausgestellt am …, von …, erkläre hiermit, daß ich mit meiner Bestellung als 
Geschäftsführer der Einpersonen-Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
"................................ EGmbH" einverstanden bin. Während der Gründung und der 





/notariell beglaubigte Unterschrift/ 
                                        
55 Einheitliche Personenleitzahl eines bulgarischen Staatsbürgers. Die ersten sechs Ziffern der EZP 
geben das Geburtstagsdatum wieder: Jahr, Monat, Tag, zB 510326. Ausländische Staatsbürger 
geben ihr Geburtstagsdatum an. 
56 Bulgarische Staatsbürger geben die Nummer des Personalausweises und ausländische 
Staatsbürger die Nummer des Reisepasses an. 
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4. Wettbewerbserklärung des Geschäftsführers 
 
WETTBEWERBSERKLÄRUNG DES GESCHÄFTSFÜHRERS 
 
 
Als Geschäftsführer der „... EGmbH“ erkläre ich, ... (Name), EZP57 / geb. am …, 
Personalausweis58 / Reisepass … ausgestellt am …, von …, gemäß Art. 142 HGB, 
daß ich ohne die Zustimmung der Gesellschaft 
 
1. keine Handelsgeschäfte im eigenen oder fremden Namen tätigen werden, 
 
2. mich an offene Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften sowie an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung nicht beteiligen werden, 
 
3. kein Amt in Leitungsorganen anderer Gesellschaften übernehmen werde, 
 






                                        
57 Einheitliche Personenleitzahl eines bulgarischen Staatsbürgers. Die ersten sechs Ziffern der EZP 
geben das Geburtstagsdatum wieder: Jahr, Monat, Tag, zB 510326. Ausländische Staatsbürger 
geben ihr Geburtstagsdatum an. 
58 Bulgarische Staatsbürger geben die Nummer des Personalausweises und die ausländischen 









Bzw, bzw Beziehungsweise (beziehungsweise) 
BGBl österreichisches Bundesgesetzblatt 
EPZ Einheitliche Personenleitzahl 
etc et cetera, und so weiter 
Dh, dh Das (das) heißt 
DM Deutsche Mark 
EU Europäische Union 
EGmbH Einpersonen-Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
? ? ? ? EGmbH 
f und der, die folgende 
ff und der, die folgenden 
Fa Firma 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GSV Gesetz über die Schuldverhältnisse und Verträge 
GV Generalversammlung 
HG Handelsgesetz 
IdF, idF In (in) der Fassung 
idR in der Regel 
IS, iS Im (im) Sinne 
iVm In Verbindung mit 
KEG Kommanditerwerbsgesellschaft 
lit litera (Buchstabe) 
ME, mE Meines (meines) Erachtens 
Nr Nummer 
OEG Offene Erwerbsgesellschaft 
OHG Offene Handelsgesellschaft 
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s siehe 
Sog, sog So genannte, -r, -s (so genannte, -r, -s) 
StPK Steuerprozeßkodex 
StBl bulgarisches Staatsblatt (???????? ???????) 
UU, uU Unter (unter) Umständen 
Vgl, vgl Vergleiche (vergleiche) 
WiRO Wirtschaft und Recht in Osteuropa, Zeitschrift 
WOS Wirtschaftsrecht der osteuropäischen Staaten, Loseblattsammlung 
Z Zahl 
 Ziffer 





????? ????/??????????, ???????? ??  ?????????? ?????, ??? ?? (1998) 
(Bobatinov/Kalaidzhiev, Kommentar des  Handelsgesetzes, Sofia)  
 
Brunner/Schmid/Westen, Wirtschaftsrecht in den osteuropäischen Staaten (WOS), 
Loseblattsammlung der Wirtschaftsgesetzgebung, III 2 (Bulgarien), Baden-Baden 
 
Daskalov, GmbH-Mustervertrag Bulgarien mit Einführung und Kommentar, Service 
Fachverlag, Wien (1993) 
 
?????????, ???????? ?? ?????????? ?????, ??. I, II, III, ??? ?? (1991, 1994, 1998) 
(Gerdzhikov, Kommentar des Handelsgesetzes I, II, III, Sofia)  
 
???????, ???????????? ???? ?? ????????? ????????? ?????, ????? (1943) 
(Kaczarov, Grundriß des bulgarischen Handelsrechts, Sofia) 
 
Schmitz, Gesellschaftsrecht in Bulgarien, München (1996)  
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Schrameyer, Handelsgesellschaften in Bulgarien in Gralla/Sonnenberger, 
Handelgesellschaften in Osteuropa, München (1993)  
 
??????, ?????????? ????????? ?????????, ??? ?? (1997) (Tadzher, 
Kapitalhandelsgesellschaften, Sofia) 
 







veröffentlicht StBl Nr 48 vom 18.06.1991, idF StBl Nr 25/1992, StBl Nr 61 und 
103/1993, StBl Nr 63/1994, StBl Nr 63/1995, StBl 42, 59, 83, 86 und 104/1996, StBl 
58, 100 und 124/1997, StBl Nr. 39,52 und 70/1998, StBl 33, 42, 64, 81, 90, 103 und 
114/1999, StBl 84/2000 
 
?????????? ??????????? ????? 
(Zivilprozeßordnung) 
veröffentlicht StBl Nr 12 vom 08.02.1952, idF StBl Nr 92/1952, StBl Nr 89/1953, StBl 
Nr 90/1955, StBl Nr 90/1956, StBl Nr 90/1958, StBl Nr 50, 90 und 99/1961, StBl Nr 
1/1963, StBl Nr 23/1968, StBl Nr 27/1973, StBl Nr 89/1976, StBl Nr 36/1979, StBl Nr 
28/1983, StBl Nr 41/1985, StBl Nr 27/1986, StBl Nr 55/1987, StBl Nr 60/1988, StBl Nr 
31 und 38/1989, StBl Nr 31/1990, StBl Nr 62/1991, StBl Nr 55/1992, StBl Nr 61 und 
93/1993, StBl Nr 87/1995, StBl Nr 12, 26, 37, 44 und 104/1996, StBl 43, 55 und 
124/1997, StBl 21, 59, 70 und 73/1998, StBl 64 und 103/1999, StBl 36/2000 
 
????? ?? ???????????? ? ?????????? 
(Gesetz über die Schuldverhältnisse und Verträge) 
veröffentlicht StBl Nr 275 vom 22.11.1950, idF StBl Nr 69/1950, StBl Nr 69/1951, StBl 
Nr 92/1952, StBl Nr 85/1963, StBl Nr 27/1973, StBl Nr 16/1977, StBl Nr 28/1982, StBl 
Nr 30/1990, StBl Nr 12 und 56/1993, StBl 83 und 104/1996, StBl 83 und 103/1999 
 
??????? ??????????? ?????? 
(Steuerprozeßkodex) 
veröffentlicht StBl Nr 103 vom 30.11.1999 
 
??????? ?  1 ?? 12.01.2000 ?? ???? ? ????????? ?? ??????? ??????????? 
(Anordnung Nr. 1 über das steuerliche Registrierungsverfahren) 
veröffentlicht StBl Nr 6 vom 25.01.2000 
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????? ?a ???????????? 
(Gesetz über die Statistik) 
veröffentlicht StBl Nr 57 vom 25.06.1999 
 
????? ?? ?????????? ? ????????? ???????? 
(Gesetz über den Aufenthalt der Ausländer in der Republik Bulgarien) 
veröffentlicht StBl Nr. 153 von 23.12.1998, idF Nr. 70/1999 
 
??????? ?? ???? ? ????????? ?? ???????? ?? ?????? ???? ?? ?????? ?? 
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(Ministerratsverordnung über die Erteilung von Arbeitsgenehmigungen) 
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